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117 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Forstfachschule und die Forstlichen Ausbildungs-
stätten

118 . Verordnung: Festsetzung von Verbots- und Beschränkungsbereichen auf der Donau
119 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Vorlage von Vemögensnachweisen durch Unter-

nehmen der Vertragsversicherung
120 . Verordnung: "Änderung der Verordnung über die Führung von Deckungsstockverzeichnissen und

die Vorlage von Vermögensnachweisen für Versicherungen nach dem Kapitalversiche-
rungs-Förderungsgesetz

117. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 6. Feber 1984,
mit der die Verordnung über die Forstfach-
schule und die Forstlichen Ausbildungsstätten

geändert wird

Auf Grund des § 126 Abs. 3, des § 128 Abs. 4 und
des § 132 Abs. 1 des Forstgesetzes 1975, BGBl.
Nr. 440, wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen verordnet:

Die Verordnung über die Forstfachschule und
die Forstlichen Ausbildungsstätten, BGBl.
Nr. 649/1975, in der Fassung der Verordnung vom
23. November 1981, BGBl. Nr. 11, wird wie folgt
geändert:

1. Im §2 Abs. 1 lit. a hat anstelle von
S 20000,— der Betrag zu lauten: S 23000,—,

2. im § 2 Abs. 1 lit. b hat anstelle von S 15000,—
der Betrag zu lauten: S 17000,—,

3. im § 2 Abs. 1 lit. c hat anstelle von S 3 500,—
der Betrag zu lauten: S 4000,—,

4. im § 4 hat anstelle von S 40,— der Betrag zu
lauten: S 45,—,

5. im § 7 hat anstelle von S 160,— der Betrag zu
lauten: S 185,—.

Haiden

4

118 . Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 1. März 1984 über die Festset-
zung von Verbots- und Beschränkungsberei-

chen auf der Donau

Auf Grund des § 15 Abs. 2 und 3 des Schiffahrts-
anlagengesetzes, BGBl. Nr. 12/1973, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 534/1978 wird
verordnet:

§ 1. (1) Auf den in der Anlage 1 angeführten Tei-
len der Donau (Verbotsbereiche) ist die Errichtung
schwimmender Sportanlagen untersagt.

(2) Abweichend von den Bestimmungen des
Abs. 1 gilt das Verbot nicht für jene Teile der
Donau, die bei einem Wasserstand von 1 m unter
dem höchsten Schiffahrtswasserstand (§21 Abs. 2
Schiffahrtsanlagen-Verordnung, BGBl. Nr. 87/
1973) durch Leitwerke, Sporne, Landzungen,
Halbinseln, Haufen oder Inseln vom Fahrwasser
getrennt sind.

§ 2. Auf den in der Anlage 2 angeführten Teilen
der Donau (Beschränkungsbereiche) dürfen
schwimmende Sportanlagen nur mit einer Aufnah-
mefähigkeit von mindestens zehn Kleinfahrzeugen
errichtet werden.

§ 3. Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die
Verordnung des Bundesministers für Verkehr vom
4. März 1974, BGBl: Nr. 156, außer Kraft.

Lausecker
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Anlage 1

VERBOTSBEREICHE AUF DER DONAU

Anlage 2

BESCHRÄNKUNGSBEREICHE AUF DER DONAU
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119. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 1. März 1984, mit der die Ver-
ordnung über die Vorlage von Vermögens-
nachweisen durch Unternehmen der Vertrags-

versicherung geändert wird

Auf Grund der §§ 77 Abs. 6 und 78 Abs. 9 des
Bundesgesetzes über den Betrieb und die Beauf-
sichtigung der Vertragsversicherung, BGBl.
Nr. 569/1978, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Finan-
zen vom 4. Dezember 1978, BGBl. Nr. 654, über
die Vorlage von Vermögensnachweisen durch
Unternehmen der Vertragsversicherung in der Fas-
sung der Verordnung BGBl. Nr. 282/1982 wird
wie folgt geändert:

§ 1 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Versicherungsaufsichtsbehörde sind
jährlich innerhalb von sechs Wochen nach Ablauf
des sechsten und des letzten Monats des Geschäfts-
jahres Schätzungen des Deckungserfordernisses
zum Ende des betreffenden Monats und Meldun-
gen über die zu diesem Zeitpunkt dem Deckungs-
stock gewidmeten Vermögenswerte vorzulegen."

Artikel II

Diese Verordnung ist erstmals auf Stichtage nach
dem 31. Dezember 1983 anzuwenden.

Salcher

120. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 1. März 1984, mit der die Ver-
ordnung über die Führung von Deckungs-
stockverzeichnissen und die Vorlage von Ver-
mögensnachweisen für Versicherungen nach
dem Kapitalversicherungs-Förderungsgesetz

geändert wird

Auf Grund der §§ 77 Abs. 6 und 78 Abs. 9 des
Bundesgesetzes über den Betrieb und die Beauf-
sichtigung der Vertragsversicherung, BGBl.
Nr. 569/1978, in Verbindung mit § 1 Abs. 4 des
Bundesgesetzes über die Förderung von Kapitalver-
sicherungen, BGBl. Nr. 163/1982, wird verordnet:

Artikel I
Die Verordnung des Bundesministers für Finan-

zen vom 7. Juni 1982, BGBl. Nr. 281, über die Füh-
rung von Deckungsstockverzeichnissen und die
Vorlage von Vermögensnachweisen für Versiche-
rungen nach dem Kapitalversicherungs-Förde-
rungsgesetz wird wie folgt geändert:

§ 2 hat zu lauten:
„§ 2. Der Versicherungsaufsichtsbehörde sind

jeweils innerhalb von sechs Wochen nach Ablauf
des dritten, des sechsten, des neunten und des letz-
ten Monats des Geschäftsjahres Schätzungen der
Netto-Deckungsrückstellung für Versicherungen,
die unter das Kapitalversicherungs-Förderungsge-
setz fallen, zum Ende des betreffenden Monats
sowie Meldungen über die zu diesem Zeitpunkt
dem Deckungsstock gewidmeten Wertpapiere
gemäß § 4. Abs. 3 erster Satz des Kapitalversiche-
rungs-Förderungsgesetzes vorzulegen. Die im § 1
der Verordnung des Bundesministers für Finanzen
über die Vorlage von Vermögensnachweisen durch
Unternehmen der Vertragsversicherung, BGBl.
Nr. 654/1978, vorgeschriebenen Meldungen sind
für Versicherungen, die unter das Kapitalversiche-
rungs-Förderungsgesetz fallen, gesondert zu erstat-
ten. Im übrigen gelten die Bestimmungen dieser
Verordnung sinngemäß."

Artikel II
Diese Verordnung ist erstmals auf Stichtage nach

dem 31. Dezember 1983 anzuwenden.

Salcher
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